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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 30. — 


(Nr. 7881.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. Juli 1871., betreffend die Verleihung von Orden 

3 und Ehrenzeichen an diejenigen Männer, welche ſich während des Krieges 
von 1870/71. durch patriotiſche Handlungen außerhalb des Kriegsſchau⸗ 
platzes beſonders ausgezeichnet haben. 


Au Ihren Bericht vom 7. v. M. erkläre Ich Mich mit der Anſicht des 
Staatsminiſteriums dahin einverſtanden, daß an Männer, welche ſich während 
des jetzt beendeten Krieges durch patriotiſche Handlungen außerhalb des Kriegs- 
ſchauplatzes vorzugsweiſe hervorgethan haben, ein bereits beſtehender Orden mit 
einem beſonderen Abzeichen verliehen werde. Ich beſtimme demgemäß zur Deko⸗ 
rirung ſolcher Perſonen die 3. und 4. Klaſſe Meines Kronen⸗Ordens, ſowie das 
Allgemeine Ehrenzeichen, und zwar ſollen dieſe Dekorationen an einem weißen 
ſechsmal ſchwarzgeſtreiften Bande mit rothem Vorſtoß getragen und für Mit⸗ 
glieder der freiwilligen Krankenpflege außerdem mit dem rothen Kreuz auf weißem 
Felde von Emaille, welches an dem Ringe anzubringen iſt, kenntlich gemacht 
werden. Perſonen, die bereits im Beſitze einer dieſer Dekorationen am ftatuten- 
mäßigen Bande ſind, haben dieſelbe neben dem vorſtehend bezeichneten Orden 
oder Ehrenzeichen weiter zu tragen. Die diesfälligen Vorſchläge ſind Mir zur 
Wahrung einheitlicher Grundſätze bei Verleihung dieſer beſonderen Auszeichnung 
ausſchließlich durch den Kriegsminiſter vorzulegen, welchem alle, die freiwillige 
Krankenpflege betreffenden Anträge von Meinem Kommiſſarius und Militair⸗ 
Inſpekteur der freiwilligen Krankenpflege zugehen werden, während ihm überlaſſen 
bleibt, bezüglich der anderweiten Anträge vorher mit den etwa betheiligten Reſſort⸗ 
miniſtern oder nach Umſtänden mit dem Centralkomité der Deutſchen Vereine zur 
Pflege im Felde verwundeter oder erkrankter Krieger in Verbindung zu treten. 
Sie haben hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 


Bad Ems, den 22. Juli 1871. 
Wilhelm. 


Für den Präſidenten des Staatsminiſteriums: 
5 Gr. v. Roon. 
An den Präſidenten des Staatsminiſteriums. 
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(Nr. 7882.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1871., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Guts⸗ und 
Gemeinde-Chauffee im Kreiſe Neuhaldensleben, des Regierungsbezirks 
Magdeburg, von Sommerſchenburg im Anſchluſſe an die Belsdorf— 
Warslebener Chauſſee über Sommersdorf bis zur Braunſchweigiſchen 
Landesgrenze bei Honsleben. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Guts⸗ 
und Gemeinde⸗Chauſſee im Kreiſe Neuhaldensleben, des Regierungsbezirks Magde⸗ 
burg, von Sommerſchenburg im Anſchluſſe an die Belsdorf-Warslebener Chauſſee 
über Sommersdorf bis zur Braunſchweigiſchen Landesgrenze bei Honsleben ge— 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Unternehmern, dem Grafen v. Gneiſenau, 
als Beſitzer des Ritterguts Sommerſchenburg, und der Gemeinde Sommersdorf⸗ 
das Expropriationsrechk für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach en der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den Unternehmern gegen Uebernahme der 
künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauffeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zu. 
ſätzlichen Vorſchriften, wie diefe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ; 
Bad Gaſtein, den 14. Auguſt 1871. 
Wilhelm. 
Für den Finanzminiſter: 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 7883.) Privilegium wegen Emiſſion von 4,000,000 Thalern Prioritäts⸗Obligationen 
der Rechte⸗Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 4. September 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


Nachdem von Seiten der Rechte⸗Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund 
des von der Generalverſammlung ihrer Aktionaire am 28. Juni 1871. gefaßten 
Beſchluſſes darauf angetragen worden iſt, ihr zum Zwecke der Erweiterung und 
Vervollkommnung der Bahnanlagen, der Vergrößerung des Fuhrparks und des 
Baues von Anſchlußgeleiſen die Aufnahme einer Anleihe gegen Ausſtellung auf 

den 


r 
* * 
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den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Prioritäts⸗Obligationen 
zu geſtatten, wollen Wir in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
(Geſetz⸗Samml. S. 75.) durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung zur Emiſſion derartiger Obligationen in einer Geſammthöhe von 
4,000,000 Thalern, geſchrieben: Vier Millionen Thalern, unter den folgenden 
Bedingungen ertheilen. ü 

| §. 1. 


Die in Höhe von 4,000,000 Thalern zu emittirenden Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen, auf deren Rückſeite dieſes Privilegium abzudrucken iſt, werden in 
1,000 Apoints von 1000 Thalern von Nr. J. bis 1,000., 

; . O0 irre 1. 4,009. 

10,000 : 100 . „ 1. 10,000. 
unter der Bezeichnung: 

„Prioritäts⸗Obligation der Rechte-Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft “ 
nach dem beiliegenden Schema A. ausgefertigt und von der Direktion durch 


zwei Mitglieder derſelben, ſowie von einem Kontrolbeamten der Geſellſchaft unter- 


zeichnet. Die Unterſchriften der Erſtgenannten können in Fakſimile, die Unter⸗ 
ſchrift des Kontrolbeamten muß im Original erfolgen. 
§. 2. ein 

Die Inhaber der zu emittirenden Obligationen ſind auf Höhe der darin 
verſchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach F. 3. zu zahlenden Zinſen 
Gläubiger der Rechte⸗Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft. Sie haben in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft vor den Inhabern der Stamm -⸗Prioritätsaktien und der Stammaktien ein 
unbedingtes Vorzugsrecht. 3 2 


Die Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinſt. Zur Erhe⸗ 
bung der Zinſen werden den Obligationen zunächſt für zehn Jahre 20 halbjährige, 
am 2. Januar und 1. Juli der betreffenden Jahre zahlbare Zinskupons Nr. 1. 


C, bis 20. nebſt Talon nach den unter B. und C. beigefügten Schemas beigegeben. 
S 5 
7 nach vorgängiger öffentlicher Bekanntmachung neue Zinskupons für anderweite 


Beim Ablaufe dieſer und jeder folgenden zehnjährigen Periode werden 


10 Jahre ausgereicht. 

Die Ausreichung erfolgt an den Präſentanten des Talons, durch deſſen 
Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen Serie Zinskupons nebſt Talon 
quittirt wird, ſofern nicht vorher dagegen von dem Inhaber der Obligation unter 
Präſentation derſelben bei der Direktion der Geſellſchaft ſchriftlich Widerſpruch 
erhoben worden iſt. Im Falle eines ſolchen Widerſpruches erfolgt die Ausreichung 
einer neuen Serie Zinskupons nebſt Talon an den Inhaber der Obligation. 


$. 4. 

Die Anſprüche auf Zinsvergütung erlöſchen zu Gunſten der Beamten⸗ 
Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Rechte⸗Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft, wenn 
die Zinskupons nicht binnen vier Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung prä⸗ 
ſentirt werden. c 
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Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem 
dieſelben zur Zurückzahlung fällig find. Wird dieſe in Empfang genommen, fo 
müſſen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpäter als an jenem Tage 
verfallen, mit den fälligen Obligationen eingereicht werden; geſchieht dies nicht, 
ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und 
zur Einlöſung dieſer Kupons verwendet. 


$. 6. 

Zur allmäligen Tilgung der Schuld wird vom Jahre 1880. einſchließlich 
ab jährlich ein halbes Prozent von dem geſammten Nominalbetrage derſelben 
nebſt dem Betrage der durch die bereits getilgten Obligationen entſtehenden Zins- 
erſparniß verwendet. Bei der Auslooſung ſind die Apoints zu 1000 Thalern, 
500 Thalern und 100 Thalern nach dem in $. 1. angegebenen Verhältniſſe 
ihrer Geſammtbeträge zu berückſichtigen. Soweit die zur Amortiſation zu ver⸗ 
wendende Summe einen hiernach nicht theilbaren Ueberſchuß ergiebt, wird derſelbe 
zur nächſten Amortiſation reſervirt. Außerdem ſteht der Geſellſchaft eine allge- 
meine ſechsmonatliche Kündigung der Obligationen mit Genehmigung Unſeres 
Handelsminiſters zu. 

Die Rummern der in einem jeden Jahre zu amortiſirenden Obligationen 
werden im erſten Quartal jeden Jahres durch das Loos beſtimmt. Die Aus⸗ 
loofung geſchieht Seitens der Direktion mit Zuziehung eines das Protokoll füh- 
renden Notars in einem 14 Tage zuvor einmal öffentlich bekannt gemachten 
Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. 

Die Bekanntmachung der ausgelooſten Obligationen, ſowie eine allgemeine 
Kündigung der Obligationen, erfolgt durch dreimalige Einrückung in die öffent⸗ 
lichen Blätter (§. 11.). Die erſte Einrückung muß mindeſtens ſechs Monate 
vor dem beſtimmten Zahlungstermine ſtattfinden. Die Einlöſung der ausge— 
looſten Obligationen geſchieht am 2. Januar jeden Jahres, ſo daß zum erſten 
Male am 2. Januar 1880. die im Jahre 1879. ausgelooſten Obligationen ein- 
zulöſen ſind. Die Einlöſung der gekündigten Obligationen kann ſowohl am 
2. Januar als am 1. Juli jeden Jahres ſtattfinden. Die Rückzahlung erfolgt 
in beiden Fällen nach dem Nennwerthe gegen Auslieferung der Obligation nebſt 
Zinskupons und Talons an den Präſentanten. Die im Wege des Tilgungs- 
verfahrens eingelöſten Obligationen werden unter Beobachtung der oben wegen 
der Auslooſung vorgeſchriebenen Form verbrannt. Diejenigen, welche im Wege 
der Kündigung oder der Rückforderung ($. 9.) eingelöſt werden, kann die Ge- 
ſellſchaft wieder ausgeben. Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem betref- 
fenden Eiſenbahn-Kommiſſariate alljährlich Nachweis geführt. 


ER 
Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen mortifizirt werden, 
ſo wird ein gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
erlaſſen. Für dergeſtalt mortifizirte, ſowie auch für zerriſſene oder ſonſt unbrauch⸗ 
bar gewordene, an die Geſellſchaft zurückgelieferte und gänzlich zu kaſſirende 
Obligationen werden auf Koſten des Empfängers neue dergleichen Bun 
ins⸗ 
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Zinskupons und Talons können weder aufgeboten, noch mortifizirt werden. 
Demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Verjährungs⸗ 
friſt (F. 4.) bei der Direktion anmeldet und den ſtattgehabten Beſit glaubhaft 
darthut, ſoll nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und 
bis dahin nicht zum Vorſchein gekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. s 

8. 


Die Nummern der zur Rückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vorge⸗ 
zeigten Obligationen werden während der nächſten drei Jahre nach dem Zahlungs⸗ 
termine jährlich einmal von der Direktion der Geſellſchaft Behufs der Empfang⸗ 
nahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht inner- 
halb zehn Jahren nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöſung vor ezeigt 
werden, ſind werthlos, und iſt dies von der Direktion, unter Angabe der Num⸗ 
mern der werthlos gewordenen Stücke, alsdann öffentlich zu erklären. Die 
Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtungen mehr. 

N 

Außer den in $. 6. gedachten Fällen find die Inhaber der Obligationen 
wa deren Nennwerth in folgenden Fällen von der Geſellſchaft zurüdzu- 
ordern: 

a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche zur Einlöſung präſentirt 
worden, durch Verſchulden der Geſellſchaft länger als drei Monate un⸗ 
berichtigt bleiben 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Rechte⸗Oderuferbahn mit Dampf⸗ 
wagen oder mit anderen, dieſelben erſetzenden Maſchinen durch Schuld 
der Geſellſchaft länger als ſechs Monate ganz aufhört; 

e) ae die in F. 6. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht innegehalten 
wird. 

In den Fällen zu a. und b. kann das Kapital an demſelben Tage, an 
welchem einer dieſer Fälle eintritt, zurückgefordert werden; in dem Falle zu e. 
iſt dagegen eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beobachten. 

as Recht der Zurückforderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Be⸗ 
zahlung des betreffenden Zinskupons, in dem Falle zu b. bis zur Wiederherſtel⸗ 
lung des unterbrochenen Transportbetriebes, das Recht der Kündigung in dem 
Falle zu c. drei Monate von dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obli⸗ 
gationen hätte erfolgen ſollen. Die Kündigung verliert indeſſen ihre rechtliche 
Wirkung, wenn die Geſellſchaft die nicht innegehaltene Amortiſation nachholt 
und zu dem Ende binnen längſtens drei Monaten nach erfolgter Kündigung die 
Auslooſung der zu amortiſirenden Prioritäts-Obligationen nachträglich bewirkt. 

$. 10. 

Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: ’ 

a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung der Dividenden an die Aktionaire der Geſellſchaft und der 
ſtatutenmäßigen Tantiemen vor. 

(Nr. 7883.) b) Bis 
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b) Bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen⸗ 

bahn und zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtücke verkaufen; dies 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe 
befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahn⸗ 
05 etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung von Poſt⸗, 

elegraphen⸗, Polizei- oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche zu 
Packhöfen oder Waarenniederlagen abgetreten werden möchten. Für den 
Fall, daß Unſere Gerichte einen Nachweis darüber erfordern ſollten, ob ein 
Grundſtück zur Eiſenbahn oder zu den Bahnhöfen erforderlich ſei oder 
nicht, genügt ein Atteſt des betreffenden Eiſenbahn⸗Kommiſſariats. 

e) Die Geſellſchaft darf keine neuen Prioritätsaktien oder Obligationen 
kreiren, es ſei denn, daß für die jetzt zu emittirenden Obligationen das 
Vorzugsrecht ausdrücklich ſtipulirt werde. 

d) Zur Sicherheit für das im $. 9. feſtgeſetzte Rückforderungsrecht iſt den 
Inhabern der Obligationen von der Rechte⸗Oderufer Eiſen ahngeſellſchaft 
das Geſellſchaftsvermögen verpfändet. 

Die vorſtehend unter b. erlaſſene Beſtimmung ſoll ſich jedoch auf diejeni⸗ 
gen Obligationen nicht beziehen, die, zur Rückzahlung fällig erklärt, nicht inner⸗ 
balb ſechs Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der Zahlung gehörig prä⸗ 

ſentirt werden. 
§. 11. 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
müſſen in den Deutſchen Reichs⸗ und Preußiſchen Staatsanzeiger, die Berliner 
Börſenzeitung, die Schleſiſche Zeitung, die Breslauer Zeitung und das Breslauer 
Handelsblatt eingerückt werden. Sollte eines dieſer Blätter eingehen, ſo genügt 
die Bekanntmachung in den übrigen, bis zur anderweitigen, mit Genehmigung 
Unſeres Handelsminiſter zu treffenden Beſtimmung. 


| $.12. 

Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskupons, kann kein 
Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 5 

Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöchſt⸗ 
eigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, 
ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedi⸗ 
gung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staates zu geben oder Rechten Dritter 
zu präjudiziren. 

0 Das gegenwärtige Privilegium ift durch die Geſetz Sammlung bekannt zu 

machen. 

Gegeben Bad Gaſtein, den 4. September 1871. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Schema A. 


1 


r 

8 ER | Schema A. 

Funfprozentige Prioritaͤts⸗Obligation 
der 


Rechte-Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft 
ü n 
über 


1 8 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat auf Höhe von ... Thalern Preußiſch 
Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des umſtehend abgedruckten Allerhöchſten 
Privilegiums emittirten Kapitale von 4,000,000 Thalern. Die Zinſen mit fünf 
Prozent für das Jahr ſind gegen die ausgegebenen, am 2. Januar und 1. Juli 
jeden Jahres zahlbaren halbjährigen ig, zu erheben. 


Breslau, den n 

Die Direktion der Rechte-Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft. 
. N. N. N. N. 
(Trockener Stempel.) (Fafimilict.) (Fakfimilict.) 


Kontrole Fol. ..... 
Der Kontrolbeamte: 


(im Original) 


Die Direktion der Rechte-Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft. 
h R NW. N. N. 
(Trockener Stempel.) (Faffimilirt) _(fakfimilirt) 
Ausgefertigt: 
Kontrole Fol. ..... 


883— 7884.) Schema C. 


Dieſer Obligation find 20 Zinskupons für 10 Jahre vom ...... R beigefügt. 
Schema B. 

BE ne re Rthle. ..... Sgr. 
S — * * 
5 5 te Serie , er Zinskupon 
3 a zur 
3 fünfprozentigen Prioritäts-Obligation 
8 5 . e Thaler 
= 8 f der 
Pr: Rechte⸗Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft. 
5 2m LE Thaler ee hat Inhaber dieſes 
Ss BE nr ab bei unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. 
258 Breslau, den n 18; 
52 
2 * 

— 


zur Zahlung präſentirt wird. 


-1 


2 


ET Se 
Schema €. 
en 


zu der 
fünfprozentigen Prioritäts-Obligation . 
der 
Rechte⸗Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft 
über 
ee Thaler Preußiiſch Kurant. 

Inhaber empfängt gegen dieſen Talon nach Maßgabe des F. 3. des Privi⸗ 
legiums vom een 18.. bei unſerer Geſellſchaftskaſſe die te Serie 
der Zinskupons zur obigen Prioritäts⸗Obligation der Rechte⸗Oderufer Eifenbahn- 
geſellſchaft. 

Breslau, denk 18. 

Die Direktion der Rechte-Oderufer Eiſenbahngeſellſchaft. 
5 N. N. 8 
Trockener Stempel.) (fakfimilirt.) (fakſimilirt 
Ausgefertigt: 
Kontrole Fol. ..... 


(Nr. 7884.) Bekanntmachung, betreffend die der Berlin Potsdam - Magdeburger Eifenbahn- 
geſellſchaft ertheilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betriebe einer 
Zweigbahn von Zehlendorf nach Kohlhaaſenbrück. Vom 12. Septem⸗ 
ber 1871. 


De⸗ Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
31. Mai 1871. der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft den Bau 
und Betrieb einer Zweigbahn von Zehlendorf nach Kohlhaaſenbrück unter gleich⸗ 
zeitiger Verleihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 

Die vorgedachte Allerhöchſte Urkunde gelangt durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung in Potsdam zur Veröffentlichung. 

Berlin, den 12. September 1871. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Weishaupt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober -Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 


